
8

Wallis

Die Stiftung Landschaftsschutz  
Schweiz (SLFP) stellt sich im- 
mer wieder gegen Wind-, Son-
nen- und Wasserkraftwerke und  
steht daher insbesondere in den  
Bergregionen hart in der Kritik.  
Sie blockiere Projekte – vor allem
solche, die ür Bergregionen und  
die Energiewende zentral sind,  
heisst es.

Seit November leitet Rahel
Marti gemeinsam mit Franzis- 
ka Grossenbacher die Stiftung  
Landschaftsschutz Schweiz. Im  
Interview stellt sich Marti der
Kritik. Und sie erklärt, wel- 
che Kompromisse möglich sind.  
Auch im Wallis.

Rahel Marti, Sie verzichten  
beim alpinen Solarpark Gries  
auf eine Einsprache – ob- 
wohl das eingereichte Dossier
nicht alle rechtlichen Auflagen  
erüllt. Warum?
Der Standort ist entscheidend.  
Aus unserer Sicht gehört er zu
den besten aller Solarexpress- 
Projekte.

Das heisst?
Er erüllt die Kriterien, die  
die SLFP schon lange defi- 
niert hat. Es besteht bereits  
eine Nutzung – und zwar im
Bereich der Energieprodukti- 
on. Das bedeutet: Die Land- 
schaft ist vorbelastet, sie wird  
also bereits beansprucht. Zu-
dem kann die Fotovoltaik- 
anlage mit bestehenden In- 
frastrukturen kombiniert wer- 
den. Die elektrische Erschlies-
sung ist vorhanden, es braucht  
keine zusätzlichen Freileitun- 
gen. Für den Bau der Anla- 
ge ist lediglich eine tempo-
räre Materialseilbahn notwen- 
dig. Wenn nicht in Gries ein  
Solarpark realisiert werden  
soll – wo dann?

Nach welchen Kriterien ent- 
scheiden Sie, ob ein Solar- 
park landschaftsverträglich ist
oder nicht?
Unsere Kriterien sind öffentlich  
zugänglich. Die SLFP arbeitet  
mit einem sogenannten Ampel-
system. Damit können wir ein  
Projekt relativ schnell einordnen:  
Die Ampel leuchtet grün, orange 
oder rot – je nach Ausprägung
der Kriterien. Die wichtigsten  
Punkte sind die Vorbelastung der  
Landschaft sowie die Bündelung  
mit bestehenden Infrastruktu-
ren. Gebiete, die erschlossen sind  
und wo sich eine Anlage mit an- 
deren Infrastrukturen kombinie- 
ren lässt, sind aus Landschafts-
sicht häufig geeignet.

Haben Sie dieses Ampel- 
system auf jedes Projekt im
Wallis angewendet?
Auf jene, die uns bekannt sind  
und denen die Standortgemein- 
de zugestimmt hat, ja.

Können Sie sagen, bei welchen  
Walliser Projekten Sie nicht  
einsprechen werden?
Neben Gries gibt es bei Glet- 
schersolar Matterhorn und Hoh- 
saas eine Vornutzung durch die  
Skigebiete, in Rosswald wird es
ähnlich sein, das Projekt könn- 
te demnächst eingereicht werden.  
Überall dort, wo die Landschaft  
bereits beansprucht ist, besteht
grundsätzlich die Möglichkeit ür  
eine Realisierung.

Und welche Standorte sind
problematisch?
Zunächst die kommunalen,  
kantonalen oder nationalen Na- 
tur- und Landschaftsschutzge-
biete. Hinzu kommen weitge- 
hend unberührte Lagen, die  
nicht erschlossen und nicht vor- 
belastet sind – wobei wir un-

ter Vorbelastung mehr verstehen  
als eine Alp. Hätte der Gesetz- 
geber solche sensiblen Gebiete
von Beginn an ausgeschlossen,  
wären auch keine Projektanten  
darauf losgerannt. Denn Stand- 
orte mit bestehender techni-
scher oder touristischer Infra- 
struktur gibt es genug, auch über  
der Nebelgrenze. Alle anderen  
Standorte dürften sich als lang-
fristig problematisch erweisen –  
nicht nur aus landschaftlicher  
Sicht, sondern auch im Hinblick  
auf die Wirtschaftlichkeit.

Haben Sie ein Beispiel?
Gondosolar. Dort wird auf Alp- 
jerung, das zwar nicht geschützt,
aber abgelegen und nicht er- 
schlossen ist, ein grosser Solar- 
park geplant. Das ist aus land- 
schaftlicherSichthöchstfragwür-
dig – und es wird auch deutlich  
teurer. Schon an gut erschlosse- 
nen Standorten kämpfen die Pro- 
jekte mit zahlreichen Herausfor-
derungen. Wenn nun zusätzlich  
noch eine komplette Erschlies- 
sung ür Transport und Strom  
geschaffen werden muss, stei-
gen die Kosten und der Aufwand  
unverhältnismässig.

Zurück zur alpinen Solar-
anlage Gries: Sie werden nun  
Teil einer Begleitgruppe sein,  
um das Projekt zu verbessern.  
Was wollen Sie verbessern?
Die bisherige Planung ist techno- 
kratisch. Es wird geschaut, wo die  
Sonneneinstrahlung hoch ist, die  
Lawinengefahr niedrig und wo
sich die Modultische mit vertret- 
barem Aufwand verankern las- 
sen. So sind die Solarpanels rund  
um den Stausee und oberhalb
davon verstreut, ohne räumli- 
ches Konzept. Dabei hätte gera- 
de darin eine grosse Chance ge- 
legen: Gries hätte zur Energie-

landschaft werden können, zu ei- 
nem sorgältig mit der Landschaft  
verbundenen Ensemble von In-
frastrukturen ür Wind-, Wasser-  
und Sonnenenergie – und da- 
mit zu einem Leuchtturm der  
erneuerbaren Energien. Doch
daür braucht es konzeptionelle  
Vorarbeit – ein räumliches und  
gestalterisches Denken von An- 
fang an. Weil das Baugesuch
eingereicht ist, lässt sich das  
Projekt nicht mehr grundsätz- 
lich verändern, aber da und dort  
noch anpassen. Das wollen wir
einbringen.

Bei manchen alpinen Solar- 
projekten im Kanton Wal-
lis fehlen ökologische Ersatz- 
massnahmen, obwohl diese  
vorgeschrieben sind. Das gilt  
auch ür den Solarpark Gries.

Das stimmt, und es ist rechts- 
widrig. Auch die Ersatzmassnah- 
men werden wir in der Be-
gleitgruppe einfordern. Der So- 
larexpress gibt ein hohes Tem- 
po vor, alle Beteiligten stehen  
unter Druck, die Projekte bis
Ende Jahr aufzulegen, um die  
hohen Subventionen zu bekom- 
men. So werden unvollständi- 
ge und qualitativ mangelhafte
Dossiers eingereicht.

Und trotzdem sprechen Sie  
nicht ein. Das könnte Land-
schafts- und Umweltschützer  
irritieren. Und von anderen  
ausgenutzt werden.
Durchaus. Aber Gries ist keine
geschützte Landschaft und wir  
beürworten den Standort. Da  
setzen wir auf den kooperativen  
Weg, und der Wille zur Koopera-
tion scheint auf beiden Seiten da.  
Und was es auch noch braucht,  
ist Koordination.

Wie meinen Sie das?
Der Solarexpress löste eine Auf- 
bruchstimmung aus, und allein  
im Oberwallis starteten über ein
Dutzend Planungen, die unter- 
einander nicht koordiniert waren  
und es auch jetzt nicht sind. Das- 
selbe gilt ür die Festlegung und
Umsetzung der vorgeschriebe- 
nen Ersatzmassnahmen, nach de- 
nen Projektanten oft händerin- 
gend suchen. Da braucht es aus
unserer Sicht die Koordination  
durch den Kanton und allenfalls  
überregionale Lösungen. Wenn  
der Solarexpress Ende 2025 aus-
läuft, beginnen wieder die regulä- 
ren Abläufe mit im Richtplan ab- 
gestimmten Standorten, die das  
ermöglichen sollten.

Spielte die aktuelle Diskussi- 
on rund um das Verbandsbe- 
schwerderecht ür Ihren Ent-

scheid eine Rolle? Wenn Sie  
weiter auf Oppositionskurs  
bleiben, könnten die Um-
welt- und Landschaftsschutz- 
verbände dieses verlieren.
Natürlich ist diese Debatte prä- 
sent. Aber das Beschwerderecht
ist ein rechtliches Instrument  
– nicht mehr und nicht we- 
niger. Wir sind nicht auf Op- 
positionskurs, wir argumentie-
ren fachlich. Wir entscheiden  
nicht über die Realisierung von  
Projekten, das tun Projektträger  
oder Gerichte. Wir fordern le-
diglich, dass ein Projekt rechtlich  
überprüft wird, wenn wir zum  
Schluss kommen, dass es ge- 
setzliche Vorgaben nicht einhält.
Das ist der einzige Zweck die- 
ses Instruments – aber es wird  
häufig missverstanden.

Wie meinen Sie das?
Die SLFP lehnt keine Vorhaben  
grundsätzlich oder aus ideologi- 
schen Gründen ab. Einsprachen
oder Beschwerden können wir  
immer gut begründen. Als Stim- 
me der Landschaft wollen wir  
den Wandel mitgestalten – im-
mer mit dem Ziel, neue Quali- 
täten zu schaffen. Das pauschale  
Bashing und das Narrativ, Um- 
weltverbände würden die Ener-
giewende blockieren, ist falsch,  
und es personalisiert die De- 
batte unnötig. Es geht nicht um  
Personen oder Verbände, son-
dern um rechtsstaatliche Verfah- 
ren. Im Fall von Gries zeigen  
wir ganz bewusst: Wir unterstüt- 
zen den Standort, weil er aus
unserer Sicht sinnvoll ist. Und  
wir freuen uns, wenn das auch  
im Wallis so gesehen wird. Es  
geht nicht um Schwarz-Weiss-
Denken, sondern um Differen- 
zierung und Qualität. Dabei kann  
es auch zu grotesken Situationen  
kommen.

«Das Narrativ, Umwelt- 
verbände würden die 
Energiewende 
blockieren, ist falsch»
Rahel Marti ist Co-Geschäftsleiterin der Stiftung Landschaftsschutz Schweiz. 
Ein Gespräch über erneuerbare Energien, schützenswerte Landschaften – und das Wallis.

Interview: Armin Bregy

«Die 
Menschen 
sollen sehen, 
woher der 
Strom 
kommt.»
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Zum Beispiel?
Aus unserer Sicht gibt es Projek- 
te, die man noch weiter ausbau-
en könnte. Das sorgt bei den Ver- 
antwortlichen oft ür Erstaunen.

Sie möchten grössere
Solarfelder?
Wenn der Standort geeignet ist  
und sorgältig geplant wird – ja.

Erklären Sie.
Wir benden uns in einer am- 
bivalenten Lage: Es gibt noch  
einen riesigen Vorrat an Dä-
chern, Fassaden und Infrastruk- 
turen, die man ür Solaranlagen  
nutzen kann. Das sollten wir tun,  
bevor wir Landschaften verbau-
en. Doch mit dem Solarexpress  
existiert nun einmal eine gesetz- 
liche Grundlage, die alpine Solar- 
parks stark ördert. Deshalb ar-
beiten wir konstruktiv mit und  
sagen, an geeigneten Standorten  
sollte man möglichst viel Strom  
produzieren.

Das wollen die Projektanten  
doch auch.
Nicht unbedingt. Einige Akteu-
re scheuen sich davor, Standor- 
te zu wählen, die etwa von einer  
Wohnsiedlung oder einem Tou- 
rismusgebiet aus sichtbar sind –
aus Sorge vor Widerstand. Für  
uns ist Sichtbarkeit kein Aus- 
schlusskriterium. Die Menschen  
sollen sehen, woher der Strom
kommt. Ob ein Chaletbesitzer  
die Anlage optisch ansprechend  
ndet oder nicht, darf nicht das  
entscheidende Kriterium ür die
Realisierung eines alpinen Solar- 
parks sein. Bei Rosswald und Bell- 
wald etwa sagen wir, besser dort  
bauen, wo die Anlage ans Skige-
biet anschliesst und sichtbar ist,  
als weiter entfernt, wo zwar nie- 
mand hinschaut, aber unberührte  
Flächen verbaut würden.

Alpine Solarprojekte stehen  
auf der Kippe, weil sie  
trotz hoher Subventionen bei
den aktuellen Energieprei- 
sen wirtschaftlich kaum trag- 
bar sind. Verfolgen Sie diese  
Diskussion?
Ja, natürlich. Entscheidend ist,  
ob die Solarparkbetreiber Ab- 
nehmer nden, die den Strom  
zu höheren Preisen kaufen. Der-
zeit sind viele Projektanten in- 
tensiv damit beschäftigt, Abneh- 
mer zu nden. Ob das gelingt,  
ist oen. Oenbar sagen etliche
Unternehmen ab, die im nächs- 
ten Moment wieder ihren Nach- 
haltigkeitsbericht auf Hochglanz- 
papier publizieren.

Ist der Solarexpress  
gescheitert?
Ich sehe es nicht schwarz-weiss.
Aus Landschaftssicht war die  
Expressgesetzgebung fragwür- 
dig, weil sie bewährte Vorgaben  
vom Tisch fegte. Der Beschleu-
nigungserlass soll den Planungs- 
ablauf straen, das ist grund- 
sätzlich sinnvoll. Allerdings hat  
das Parlament im Laufe der Be-
ratungen problematische Zuspit- 
zungen eingebaut. Was sich klar  
zeigt: Das schnell zusammenge- 
zimmerte Gesetz erschwert eine
seriöse Planung massiv. Doch  
immerhin gewinnt die Schweiz  
Erfahrungen mit grossen Frei- 
ächenanlagen in alpiner Höhe.
Diese Erkenntnisse nützen beim  
weiteren Ausbau der erneu- 
erbaren Energien. Zurzeit sind  
zwölf Anlagen öentlich aufge-
legt, ünf sind erstinstanzlich be- 
willigt und ünf rechtskräftig –vier  
im Kanton Graubünden, eine im  
Kanton Uri. Doch wegen der
Wirtschaftlichkeit ist nicht ein- 
mal bei allen bewilligten klar, ob  
sie tatsächlich gebaut werden.  
Wir werden sehen.

Wechseln wir zur Wasser- 
kraft – zum Gornerli. Das  
Projekt ist als grösstes und
wichtigstes seiner Art aus  
den Gesprächen des «Run- 
den Tisch Wasserkraft» des  
Bundes hervorgegangen. Die
seit anderthalb Jahren tätige  
Begleitgruppe Umwelt wur- 
de nun in «Dialog Gorner- 
li» umbenannt. Beim Wasser-
kraftprojekt Gornerli ist die  
SL‑FP Teil dieser Dialog- 
gruppe – obwohl das Projekt  
ursprünglich kategorisch ab-
gelehnt wurde. Was hat zum  
Sinneswandel geührt?
Der ünf Kilometer lange und  
bis zu einem Kilometer brei-
te Stausee mit der knapp 100  
Meter hohen Staumauer wä- 
re ein grosser Eingri in die  
unberührte, wilde und na-
tional geschützte Hochgebirgs- 
landschaft. Das bestätigt auch  
die Eidgenössische Natur- und  
Heimatschutzkommission in
ihrem Gutachten. Als Teil der  
Begleitgruppe verlangt die SL- 
FP deshalb, dass Varianten  
zum Projekt der Grande Di-
xence SA geprüft werden, die  
den verschiedenen Interessen  
– Winterstromertrag, Gewäs- 
serschutz, Wasserversorgung,
Naturgefahrenprävention, Na- 
tur- und Landschaftsschutz so- 
wie Naturerlebnis und Touris- 
mus – gerecht werden. Land-
schaftsverträglich könnte aus  
unserer jetzigen Sicht sein,  
den See zu nutzen, der oh- 
nehin entstehen wird. Dazu
wäre vermutlich keine Stau- 
mauer nötig.

Angesichts des Klimawan-
dels sollte überall dort,  
wo es möglich ist, Wasser  
gespeichert werden, um ein  
gezieltes Wassermanage-

ment zu ermöglichen.  
Im Alpenraum – insbeson- 
dere im Wallis – wird dies
künftig von entscheidender  
Bedeutung sein.
Das ist eine komplexe Dis- 
kussion. Die Wasserverügbar-
keit ist begrenzt und dürfte ab- 
nehmen, die Interessen sind  
vielältig – es braucht Prio- 
risierungen. Und wo Nutzen
entsteht, braucht es Ausgleich.  
Schutz und Nutzung müssen  
im Gleichgewicht stehen, sonst  
werden irgendwann alle frei
iessenden Gewässer verbaut  
sein. Schon heute gelten nur  
noch ünf Prozent der Fliessge- 
wässer als intakt. Auch bezüg-
lich Wassermanagement gilt:  
Der Umgang mit Wasser kann  
mehr oder weniger ausbeute- 
risch, mehr oder weniger land-
schaftsverträglich gestaltet wer- 
den. Darüber braucht es einen  
oenen Diskurs.

Die Staudämme sind wich- 
tig ür den Hochwasser- 
schutz. Das Wallis wurde  
erst im letzten Sommer
von schweren Überschwem- 
mungen heimgesucht.
Der Hochwasserschutz ist  
zweifellos ein wichtiges The-
ma. Aber man sollte nicht alles  
automatisch miteinander ver- 
knüpfen: Energieproduktion,  
Trinkwasserversorgung, Hoch-
wasserschutz, Bewässerungen.  
In bestimmten Fällen kann ei- 
ne Kombination sinnvoll sein –  
grundsätzlich aber handelt es
sich um eigenständige Aufga- 
benbereiche, die bislang auch  
separat behandelt wurden. Zu- 
nehmend rückt jedoch eine
zentrale Frage in den Fokus:  
Wie viel Wasser steht künf- 
tig überhaupt noch zur Verü- 
gung? Wer darf es nutzen, wo-

ür ist es geeignet – und welchen  
Weg nimmt es?

Die Debatte um Atomener- 
gie ist neu lanciert. Wäre das  
aus Sicht des Landschafts- 
schutzes nicht sogar eine at-
traktive Alternative? Atom- 
kraftwerke stehen im Mittel- 
land – dort, wo die Landschaft  
bereits stark verbaut ist.
Der Landschaftsschutz zählt im  
Mittelland nicht weniger. Vor  
allem aber ist Atomkraft teu- 
er, geährlich und sie kommt zu
spät. Darum haben wir 2017  
den Ausstieg beschlossen. Viel  
wichtiger ist das Stromabkom- 
men mit der EU. Es wird die
Erneuerbaren ördern, sodass  
wir Wasser- und Sonnenener- 
gie mit Windenergie aus Europa  
kombinieren können.

Spielen Effizienz und Strom  
sparen in der politischen  
Debatte derzeit eine zu
geringe Rolle?
Ja, eindeutig. Das Bundesamt  
ür Energie zeigt in einer Stu- 
die vom letzten November: Wir
verschwenden in der Schweiz  
jedes Jahr 6 bis 7 Terawatt- 
stunden Strom. Dabei geht es  
nicht um Verzicht, sondern um
vermeidbare Verschwendung –  
wie etwa unnötig brennende  
Beleuchtung. Diese Menge – 6  
bis 7 Terawattstunden – ent-
spricht etwa dem Dreifachen  
dessen, was der Solarexpress  
oder der «Runde Tisch Was- 
serkraft» jeweils an zusätzli-
chem Strom bringen sollen. Es  
gäbe innovative Instrumente,  
um die Verschwendung zu re- 
duzieren, aber politisch nden
solche Ezienzkonzepte kaum  
Beachtung. Dabei wäre das  
eine wirksame, oft übersehene  
Stellschraube.

Landschaftsschützerin Rahel Marti und das Oberwallis: «Der Solarexpress löste eine Aufbruchstimmung aus, und allein im Oberwallis starteten über ein Dutzend Planungen, 
die untereinander nicht koordiniert waren und es auch jetzt nicht sind.» Bild: Keystone


